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Einjährige BFS Agrarwirtschaft und Gartenbau (BbS-VO 2011)

Empfehlungen zur Umsetzung der praktischen Ausbildung  
1)  Ausgangslage

Vor mehr als 30 Jahren wurde eine Sonderregelung für den fachpraktischen Unterricht des damals landesweit verbindlich eingeführten BGJ Agrarwirtschaft geschaffen: 

( 
Von den 18 Wochen-h Fachpraxis wurden 8 h auf Betriebe verlagert.

( 
Der Fachpraxisunterricht auf den Betrieben wurde von nebenberuflichen Beschäf-


tigten (Betriebsinhaber / Mitarbeiter) durchgeführt, die vom Land bezahlt wurden.
2) Änderungsanlässe
a) Das BGJ Agrarwirtschaft ist seit vielen Jahren nicht mehr verpflichtendes erstes Ausbildungsjahr in Niedersachsen.
b) Mittlerweile besteht keine Anrechnungspflicht mehr für erfolgreich besuchte BGJ bzw.  BFS auf die Ausbildung zugeordneter Berufe.
c) In Niedersachsen gibt es seit 2009 die Schulform BGJ nicht mehr.
d) Dafür wurden ab 2009 spezifische BFS mit einem erhöhten Anspruchsniveau eingeführt, die eine verpflichtende praktische Ausbildung in Betrieben im Umfang von mindestens vier Wochen vorsehen.
( 
Die bisher nur dem BGJ Agrarwirtschaft vorbehaltene größere Praxisnähe ist mit 
den neuen BFS ab 2009 in allen Berufsfeldern/-bereichen gegeben.

( 
Daher ist insgesamt eine verpflichtende beschäftigungsrechtliche Sonderregelung zur Durchführung des fachpraktischen Unterrichts auf den Betrieben für die BFS Agrarwirtschaft / Gartenbau nicht mehr zu vertreten.
3)  Regelung ab Sommer 2011

Um den besonderen Belangen der Agrarwirtschaft Rechnung zu tragen, ist für die BFS Agrarwirtschaft folgende Regelung entwickelt worden:
a) Für die ersten vier Wochen der betrieblichen Praxis bleibt es bei der üblichen Regelung: Betreuung durch Lehrkräfte der Schule im Umfang von 0,5 h je SuS und Woche = 44 LK-h / Klasse und Jahr (0,5 h / Wo.* 4 Wo.* 22 SuS).
b) Jede weitere Ausdehnung der betrieblichen Praxis muss eine höhere Betreuung vorsehen, da es um mehr als nur betriebliche Erfahrungen geht. Es muss ein Äquivalent geschaffen werden zu dem sonst üblichen Fachpraxisunterricht in der Schule. Das soll durch eine besonders intensive Betreuungsmöglichkeit innerhalb der praktischen Ausbildung erfolgen. Dafür steht der Schule maximal der Umfang der ersetzten Fachpraxisstunden je Klasse (4 Wochen-h * 40 Wochen = 160 LK-h) zur Verfügung. 

c) Der Betreuungsumfang von insgesamt 204 LK-h / Klasse (160 + 44) kann in besonderen Fällen in Teilen auch von nebenberuflichen LK wahrgenommen werden. Dann sind durch die Schulen entsprechende Verträge abzuschließen.

d) Die Frage der Entgeltzahlung seitens der Schulträger an die Betriebe wird durch diese Regelung im Grundsatz nicht verändert, da es sich bei dieser Organisationsform überwiegend um einen Ersatz des bisher üblichen FP-Unterrichtes handelt, der i.d.R. in der Schule nicht erfolgen kann. Die Anzahl der Abrechnungstage ist ggf. entsprechend der o.a. Aufteilung zu kürzen oder alternativ eine Pauschalregelung je SuS und Jahr zu vereinbaren, was auch den Verwaltungsaufwand senkt.
4) 
Hinweise zur Gestaltung der praktischen Ausbildung
a)
Regelungen dazu finden sich in der BbS-VO von 2009 (§1 (3) der Anl. 3 zu § 33) und in den EB-BbS (Erster Abschnitt: 2.11 und 5.1.3) - hier für die ersten vier Wochen - sowie im entsprechenden Faktorenverzeichnis der Bildungsgänge.
b)
Ein ergänzender Erlass, der auch den Übergang und die Regelung des erhöhten Betreuungsaufwandes für die zusätzlichen vier Wochen klärt, kommt in Kürze.
c)
Schule und Betrieb müssen einen Vertrag abschließen, der Umfang, Inhalt und 
Dauer der praktischen Ausbildung regelt.
d)
Die betreuende LK der Schule besucht die SuS auf den Betrieben und ist
 für die 
Leistungsbeurteilung verantwortlich (Beteiligung der betrieblichen Anleiterinnen bzw. Anleiter, z.B. durch gemeinsame Begutachtung von Arbeitsproben, etc.).
e)
Betriebe und Anleiter müssen für die praktische Ausbildung geeignet sein (i.d.R. 
anerkannter Ausbildungsbetrieb, Ausbildereignung).
f)
Die Inhalte der praktischen Ausbildung auf dem Betrieb orientieren sich an den Kompetenzen, die im ersten Ausbildungsjahr zu erwerben sind.

g)
Die gemeinsame Abstimmung eines Jahresarbeitsplanes ist erforderlich.

h)
Bei starker Spezialisierung ist ein Wechsel des Betriebes innerhalb des Jahres 
sinnvoll, um den erfahrbaren Kompetenzumfang zu erweitern

i)
Die Schulen haben bei der Umsetzung große Gestaltungsspielräume (Anzahl der SuS je Betrieb, Berücksichtigung von Wünschen der SuS bei der Betriebswahl,  fachliche Schwerpunktbildungen, Nähe zum Wohnort der SUS, …)
5) 
Hinweise für den Übergang
(
Die Personen von den  Betrieben, die bislang über ein Vertragsverhältnis für die nebenberufliche Unterrichtstätigkeit eingesetzt wurden, sind in geeigneter Form durch die Schule über die veränderten Bedingungen zu informieren. Entscheidend ist der Hinweis, dass ab August 2011 kein Fachpraxisunterricht mehr auf den Be-trieben stattfindet und dieser durch die praktische Ausbildung unter Betreuung der BBS-Lehrkräfte ersetzt wird, wodurch kein Beschäftigungsbedarf mehr gegeben ist, der durch nebenberufliche Lehrkräfte auf den Betrieben abgedeckt werden muss.
( 
Die bisherigen Verträge mit den nebenberuflichen Lehrkräften müssen möglicher-weise nicht unbedingt gekündigt werden, da sie normalerweise immer nur im Be-darfsfall in Anspruch genommen wurden. Das heißt, Zahlungen sind nur geflossen, wenn in einem Schuljahr auch tatsächlich SuS auf den Betrieben waren. 

Durch das o.a. Informationsschreiben wird deutlich, dass kein Bedarf mehr an die-ser Unterrichtstätigkeit besteht. Somit entsteht auch keine Beschäftigungs- und Zahlungsverpflichtung. Unabhängig von dieser Einschätzung wird innerhalb der NLSchB noch geprüft, ob die Verträge nicht doch formell aufgelöst werden müssen.
(
Sollten an den Schulen andere Verträge bestehen, die ggf. mit einem erheblichen 
beschäftigungsrechtlichen Risiko behaftet sind, sollte das weitere Vorgehen mit der 
NLSchB abgestimmt werden. Die bei der NLSchB vorliegenden Verträge werden 
hinsichtlich der weiteren Behandlung intern geprüft.  

(
Die bisherige Lösung des fachpraktischen Unterrichts auf den Betrieben kann nach Auskunft des MK auch im Schuljahr 2011/12 ggf. weitergeführt werden, wenn be-sondere Umstände das erfordern und die Mittel vorhanden sind. 
Osnabrück, am 09.06.2011
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